Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1831 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 111. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 10. November 1955 


1. Abgeordneter Wie weit sind die laut Pressemeldungen 
Dr. von Buchka zwischen dem Auswärtigen Amt und der 

britischen Regierung schwebenden Heuen Ver- 
handlungen über die Bombardierung des 
Großen Knechtsandes gediehen, die für das 
anliegende Gebiet mit seinen Bewohnern nach 
wie vor eine schwere Last dar stellt, und was 
kann über das Ergebnis dieser Verhandlungen 
schon gesagt werden? 

2. Abgeordneter Warum übt der Herr Bundesverkehrsminister 

Bock sein Tarifaufsichtsrecht in bezug auf die Ein- 

haltung des Tarif Zwanges (§ 6 EVO) gegen- 
über der Bundesbahn nicht aus, während die 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr in 
dankenswerter Weise jeden ihr zur Kenntnis 
kommenden Verstoß von Unternehmungen 
des Güterfernverkehrs gegen die bestehenden 
Tarife ahndet? 


3. Abgeordneter 
Held 


4. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


5. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


Sollen für die zukünftige Versorgung der 
Streitkräftc wieder Heeresbäckereien und 
-fleischereien errichtet werden, oder ist beab- 
sichtigt, den Truppenbedarf an Brot und 
Fleischwaren durch die in den Garnisonen 
ansässigen Betriebe des Handwerks decken zu 
lassen, die, soweit ich unterrichtet bin, über 
ausreichende Kapazitäten für derartige Lei- 
stungen verfügen? 

Welcher Art sind die Fahrpreiserhöhungen, 
welche die Deutsche Bundesbahn für den 
Fährverkehr von und nach der Insel Fehmarn 
Pressemitteilungen zufolge beabsichtigt? 

Welche Gründe liegen vor? 

Für welches Geschäftsjahr ist letztmalig eine 
Bilanz des Volkswagenwerkes veröffentlicht 
worden? 
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6. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


7. Abgeordneter 
Walter 


8. Abgeordneter 
Wittrock 


9. Abgeordneter 
Arnholz 


10. Abgeordneter 
Arnholz 


Bis zu welchem Geschäftsjahr sind mit Prü- 
fungsvermerk versehene Jashresabschlüsse der 
Deutschen Bundesbahn dem Deutschen Bun- 
destag vor gelegt und veröffentlicht worden? 
Wann wurde dem Bundestag letztmalig ein 
Jahresabschluß vorgelegt? 

Aus welchen Gründen ist im Entwurf eines 
Kriegsfolgenschlußgesetzes keine Entschädigung 
der Seeleute für erlittene Verluste vorgesehen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Seeleute entsprechend dem Vorgehen der 
Reichsregierung nach dem ersten Weltkrieg 
für ihre Verluste zu entschädigen? 

Hält es die Bundesregierung für zulässig, daß 
ein Registrierbogen der amerikanischen Luft- 
waffe, der von deutschen Zivilangestellten 
auszufüllen ist, die folgenden Spalten enthält? 
„Führen Sic alle politischen Parteien oder Ver- 
einigungen an, in denen Sie früher oder jetzt 
Mitglied waren oder sind. Führen Sie alle 
Strafen an, zu denen Sie jemals (seit Geburt) 
gerichtlich verurteilt wurden (auch, wenn sie 
in der Zwischenzeit verjährt, verbüßt, am- 
nestiert sind oder wenn sie Berufung einge- 
legt haben), mit Angabe des Datums, des Ortes 
und der Art der Verurteilung. Unvollständige, 
falsche oder unwahre Angaben bewirken 
Ihre Entlassung.”? 

Worauf führt die Bundesregierung es zurück, 
daß die Betrügereien und Lebensmittelfäl- 
schungen durch Beimischung von ausländischer 
Butter minderen Wertes zu „Deutsche Marken- 
butter”, die als solche trotz der Verfälschung 
und Wertminderung ohne Preisabschlag ver- 
kauft wurde, überwiegend durch die Krimi- 
nalpolizei aufgedeckt wurden und nicht durch 
die besonderen, für die Überwachung des 
Buttermarktes zuständigen Stellen? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung ge- 
tan oder gedenkt sie zu unternehmen, um 
ein einwandfreies Funktionieren der Uber- 
wachungsstellen herbeizuführen und die Ver- 
braucher in Zukunft vor ähnlichen Betrügereien 
und Fälschungen von Molkereierzeugnissen 
zu schützen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Lo- 
kalen Tiere (z. B. Affen, Goldhamster, Meer- 
schweinchen oder Vögel) ausgestellt werden, 
und hält sie diese Art von Werbung, gegen 
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die sich der bekannte Direktor des Frank- 
furter Zoologischen Gartens Dr. Grzimek, der 
Frankfurter Polizeipräsident Dr. Littmann u. 
a. teilweise scharf ausgesprochen haben, für 
tragbar mit Rücksicht darauf, daß dadurch 
die Tiere stellenweise in für sie schädlicher 
Umgebung, wie es vor einiger Zeit in der 
Bildzeitung dar gestellt wurde, gehalten werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hin- 
zuwirken, daß alsbald alle Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, diese Art von Tier- 
quälerei zu verhindern, und welche Schritte 
werden gegebenenfalls unternommen werden? 

11. Abgeordneter Treffen die Pressenachrichten zu, die besagen, 

Arnholz daß kürzlich ein britisches Flugzeug im An- 

flug von See her den Strand von Wenning- 
stedt auf Sylt beschossen hat, und daß 12 
Geschosse etwa 1 00 m neben einer Gruppe 
von Hamburger Oberschülern einschlugen? 

Hat die Bundesregierung - falls die Nachrichten 
sich als zutreffend erwiesen haben - nachhal- 
tige Bestrafung der unerhörten Fahrlässigkeit 
verlangt und gefordert, daß solche „Übungen” 
über deutschem Hoheitsgebiet unterbleiben? 

12. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß der Herr 
Dr. Schellenberg Bundesfinanzminister in einer Stellungnahme 

zu den Grundgedanken des Herrn Bundes- 
arbeitsministers über die Reform der sozialen 
Leistungen die Auffassung vertreten hat, in 
dieser Legislaturperiode solle lediglich ein so- 
ziales Grundgesetz ohne unmittelbare Rechts- 
wirksamkeit ausgearbeitet werden, das - wie 
der Herr Bundesfinanzminister wörtlich aus- 
geführt haben soll - „seine politische Wirkung 
im Wahlkampf nicht verfehlen dürfte” ? 

13. Abgeordneter Wie sind die Erklärungen des Herrn Staats- 
Dr. Schellenberg Sekretärs des Bundesarbeitsministeriums bei 

der Haushaltsdebatte am 15. Juni 1955, daß 
in diesem Jahre die Beratungen des Beirats 
für die Sozialrcform zu Ende geführt, gleich- 
zeitig die Gesetzentwürfe für die Sozialreform 
fcrtiggcstellt und bereits nach den Ferien ein- 
zelne dieser Gesetzentwürfe unter Vorlage eines 
Gesamtplanes dem Parlament zugehen sollen, 
mit der Auffassung des Herrn Bundesfinanz- 
ministers zu vereinbaren, daß noch keine 
Übereinstimmung über die Grundsätze der 
Sozialreform besteht und daß es deshalb ver- 
früht ist, schon jetzt mit der Ausarbeitung 
von Gesetzentwürfen zur Sozialreform zu 
beginnen ? 



14. Abgeordneter 
Meyer 

(Wanne-Eickel) 


15. Abgeordneter 
Dr. Leiske 


16. Abgeordneter 
Hübner 


17. Abgeordneter 
Dr. Dr. Wenzel 


Sind im Bundesarbeitsministerium Vorberei- 
tungen getroffen worden, analog dem Renten- 
Mehrbetrags-Gesetz auch die Unfallrentcn dem 
Preisgefüge anzupassen und zu erhöhen? 

Ist bekannt, daß die Betroffenen mit Recht 
die Unfallversicherungsgesetzgebung als Stief- 
kind der Sozialgesetzgebung bezeichnen? 

Wird die Unfallversicherung in die geplante 
Sozialreform miteinbezogen und werden dabei 
klare Bestimmungen geschaffen, durch die u. a. 
die Bestimmungen der Notverordnung vom 
8. Dezember 1931 in bezug auf die Unfall- 
renten unter 20 v. H. aufgehoben werden 
und § 559 RVO einheitlich angewandt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, ohne Verzug 
zur Minderung der Unfallgefahr und zur Ver- 
besserung des Verkehrsflusses auf den Bundes- 
autobahnen - namentlich auf bergigen und 
verkehrsreichen Abschnitten wie z. B. zwischen 
Ulm und Karlsruhe und zwischen Frankfurt 
und Bonn - Überholverbote für Lastzüge an 
besonderen Steigungen und Gefällen zu er- 
lassen, wie das neuerdings von der Arbeits- 
gemeinschaft Güterfernverkehr im Bundesge- 
biet eV, Frankfurt (Main), aus eigener Mit- 
verantwortung vorgeschlagen wird? 

Ist der Herr Bundesverkehrsministcr bereit, 
auf die beteiligten Landespolizeibehörden cin- 
zuwirken, um eine durchgreifende Über- 
wachung solcher künftigen Überholverbote 
sicherzustellen ? 

Welche Gesamtkosten werden voraussichtlich 
dem Wohnungsbau durch den stark umstrit- 
tenen, jedoch vom Herrn Bundespostminister 
lebhaft geförderten Einbau von Hausbrief- 
kästen einschließlich Signalanlage entstehen, 
wenn die Forderungen des Herrn Bundes- 
postministers erfüllt werden? 

Wie hoch werden die Einsparungen geschätzt, 
die der Bundespost hierdurch zugute kommen 
werden ? 

Beabsichtigt die Bundespost, die Kosten für 
diese der Verbilligung des Postbetriebes dienen- 
den Anlagen zu übernehmen? 

Warum ist in der Bundesrepublik die Vor- 
führung des Filmes „Die Kinder von Hiro- 
shima” verboten, und wie ist ein solches 
Verbot mit den Bestimmungen des Grund- 
gesetzes zu vereinbaren? 
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18. Abgeordneter 
Lotze 


19. Abgeordneter 
Freidhof 


20. Abgeordneter 
Ritzel 


21. Abgeordneter 
Schmitt 

(Vockenhausen) 


22. Abgeordneter 
Schloß 


Warum enthält das Statistische Jahrbuch für 
die Bundesrepublik Deutschland auf den Seiten 
98 bis 101 zwar eine bis ins kleinste auf ge- 
schlüsselte Aufstellung der im Jahre 1953 
abgcurteilten Personen, aber keinerlei genaue 
Angaben über die Verurteilungen wegen Zu- 
widerhandlungen gegen die Reichsabgaben- 
ordnung und die Zollgesetzc? 

Warum sind diese Straftaten in der Abteilung 
„Vergehen oder Verbrechen gegen anderes 
Bundesrecht” unter Nr. 9 nur global ausge- 
wiesen ? 

Welche Strafen wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die Reichsabgabenordnung und die 
Zollgesetze sind im Jahre 1953 verhängt 
worden, und zwar 

a) durch die ordentlichen Gerichte, 

b) durch die Finanzgerichte, 

c) durch Unterwerfungsverfahren? 

Wann ist mit dem Wiederaufbau des im 
Kriege völlig zerstörten Bahnhofs auf dem 
Eisenbahnknotenpunkt Waldkappel im Bezirk 
Kassel zu rechnen? 

Unter Hinweis auf meine Frage in der Frage- 
stunde vom 11. März 1954 und die von dem 
Herrn Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen damals erteilte Antwort 
frage ich den Herrn Bundesminister, ob er 
nun endlich bereit ist, im Interesse der Millio- 
nen kleiner Kunden der Bundespost nach dem 
Muster der Schweizerischen Bundespost die 
Ausgabe von Streifbändern mit eingedruckten 
Marken ohne Preiszuschlag zur Beförderung 
von Drucksachen zu veranlassen? 

Welche gesetzgeberischen Maßnahmen gedenkt 
die Bundesregierung vorzuschlagen, um Ge- 
fährdungen der Pressefreiheit zu verhüten, 
wie sie sich jüngst aus einem Urteil der 
8. Großen Strafkammer des Landgerichts 
Hamburg ergeben haben, wo der Chefredak- 
teur der „Norddeutsche Nachrichten” und 
des „Hamburger Mittag”, Helmut Peitsch, 
wegen Zeugnisverweigerung zu 50 DM Geld- 
strafe verurteilt wurde? 

Ist der Bundesregierung irgendein Umstand 
bekannt, der die laut einer Zeitungsnotiz von 
Herrn Hans Hamann, Vorstandsmitglied des 
Landesbezirks Rheinland-Pfalz der Eisenbahner- 
Gewerkschaft, auf gestellte Behauptung gerecht- 
fertigt erscheinen läßt, wonach deutsche Schiffe 
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23. Abgeordneter 
Dr. von Buchka 


24. Abgeordneter 
Reitzncr 


25. Abgeordneter 
Kortmann 


26, Abgeordneter 
Ladebeck 


mit deutscher Kohle in ausländische Hoheits- 
gewässer auslaufen und dann sofort in nord- 
deutsche Häfen zurückkehren würden, um 
in dieser Zeit die deutsche Kohle in teuere 
ausländische Kohle zu verwandeln? Hat die 
Bundesregierung Möglichkeiten, ein derartiges 
Verfahren, falls es überhaupt geübt werden 
sollte, unmöglich zu machen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit zur Be- 
kämpfung der sich mehrenden Sparkassen- 
überfälle? 

Sind schon irgendwelche geeigneten Maßnahmen 
getroffen worden ? 

Erfolgte die Erteilung der Sendelizenz für den 
Sender „Freies Europa” in München-Holz- 
kirchen im Einvernehmen mit dem Auswär- 
tigen Amt, und wurde bei der Erteilung die 
Wahrnehmung deutscher Interessen sicherge- 
stellt? 

Ist dem Herrn Bundesinnenminster bekannt, 
daß ehemalige Berufsunteroffiziere, die an der 
Unterbringung gemäß Gesetz nach Art. 1 3 1 GG 
teilnehmen - heute vielfach Familienväter im 
Alter von 40 bis 50 Jahren -, während ihrer 
Ausbildung für den mittleren Beamtendienst 
monatlich Unterhalts Zuschüsse in Höhe von 
höchstens 260 DM erhalten? Was gedenkt 
der Herr Bundesminister zu tun, um die 
durch diese niedrige Besoldung bedingte 
schwierige wirtschaftliche Lage dieser Staats- 
diener zu beheben und ihren Übergang in 
den Öffentlichen Dienst zu erleichtern? 

Ist dem Herrn Bundesverkchrsministcr be- 
kannt, daß im Raum Bielefeld am Tage 
Allerheiligen (1. November) infolge der ver- 
schiedenartigen gesetzlichen Regelung der 
Feiertage in den Ländern Nordrhein- West- 
falen und Niedersachsen 

a) auf den sogenannten „evangelischen Strek- 
ken” (Biclefeld-Lagc-Hameln, Bielefeld- 
Bünde-Rahden, Bielefeld-Osnabrück, Biele- 
feld-Herford-Altenbeken) die Bundesbahn 
Werktagsverkehr, 

b) dagegen auf den „katholischen Strecken” 
(Bielefeld - Paderborn, Lippstadt - Rheda - 
Münster) Sonntagsverkehr 

durchführt und 
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27. Abgeordnete 
Frau Lockmann 


28. Abgeordneter 
Ziegler 


c) auf der Strecke Bielefeld-Hannover grund- 
sätzlich Werktags verkehr besteht, aber die 
Triebwagen Bielefeld-Münster und Münster- 
Bielefeld an diesem Tag ausfallen? 

Hält der Herr Bundesminister diese „Kon- 
fessionalisierung” der Bundesbahn für richtig, 
und was gedenkt er zu tun, um den Reisen- 
den die durch eine solche „konfessionelle 
Verkehrsregelung” entstehenden Nachteile in 
Zukunft zu ersparen? 

Wann gedenkt die Bundesregierung die in der 
Drucksache 1741 vom 30. September 1955 
angekündigten Vorschläge für Maßnahmen 
zur gleichmäßigen und gerechten Besteuerung 
der Ehegatten und zum Ausgleich der stärkeren 
steuerlichen Belastung der Arbeitseinkünfte 
aus selbständiger und nichtselbständiger Arbeit 
dem Bundestag zu unterbreiten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in 
Orten mit starker Industrialisierung die Ar- 
beitsämter Arbeitskräfte an Bundespost und 
Bundesbahn wegen der von diesen Verwal- 
tungen gezahlten niedrigen Stundenlöhne kaum 
mehr vermitteln können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß infolge 
Personalmangels Bundesbahn und Bundespost 
in diesen Orten des Bundesgebietes nur noch 
in der Lage sind, durch die Überlastung der 
Bediensteten mit Überstunden und Urlaubs- 
sperren ihren Betrieb ordnungsmäßig durch- 
zuführen ? 

Ist die Bundesregierung bereit, diesem Obel- 
stand durch schnellste und angemessene Er- 
höhung der Löhne und Gehälter abzuhelfen? 


Bonn, den 4. November 1955 



